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der wahren Befähigung zur Volksbeglnckung angesehen werden, wie ja das Volk
auch oft den Arzt verschmäht und dem Quacksalbernachläuft, bis — es -m
spät ist.

Die politischen Parteien
und ihr Einfluß auf Iustiz und Verwaltung.

röprosöutivtz ^ovsrnmsnts g,rs ou its tris.1. Dieses Wort
des Prinz-Gemahls von England, dessen Bedeutung um so höher
anzuschlagen ist, als es einem maßvollen nnd ebenso verfassungs¬
treuen, wie in den schwierigsten politischen Kämpfen bewährten
Fürsten entstammt, hat bei den liberalen Parteien diesseits und

jenseits des Oceans keinen Wiederhall gefunden. In allen Kulturländern, deren
Verfassung die Theilnahme des Volkes an der Regierung durch ein Parlament
vorschreibt, glaubt man diese Probe längst überstanden zu haben, nnd zwar zn
Gunsten der parlamentarischenHerrschaft. Letztere gilt in den Augen der vor¬
geschrittenenliberale,? Politiker als das Universalmittcl für die Lenkung des
Staatsschiffes, so daß selbst Länder von sehr geringer Culturstufe, wie sie erst
jüngst an der Donau in das europäische Völkerconcert eingetreten sind, sich ohne
jeden Uebergang in das parlamentarische Regime gestürzt haben. Eine ernste
Prüfung der Wirkungen dieses Systems wird mir in den seltensten Fällen an¬
gestellt, und von liberaler Seite wird derjenige als Reactionär verschrien, der
auch nur von wissenschaftlichem Standpunkte die parlamentarische Herrschaft zu kri-
tisiren wagt. Das Ergebniß der letzten Reichstagswnhlenliefert einen lehrreichen
Beweis für die Auffassung des repräsentativen Staates als einer parlamen¬
tarischen Herrschaft bei einem großen Theile des deutschen Bttrgerthnms. Die
vorgeschritteneliberale Partei hat sich nicht ohuc Geschick als Wahlparole jenes
Wortes des Reichskanzlers vom dietatorischcn Regimcnte bedient. Es wurde
dasselbe in absichtlich mißverstandenemSinne so gedeutet, als ob die Verfas¬
sung selbst auf dem Spiele stehe und eine Rückkehr in die Zeiten der politischen
Reaction und des Absolutismus zn befürchten sei. Jenes Wahlmanöver hat
seine Wirkung nicht verfehlt; das constitutionelleLeben ist noch zn jung in
Deutschland, und die Regierung des mächtigsten deutschen Staates in zu kräf¬
tigen Händen gewesen, als daß der unbefangeneWähler auch seine ganze Be¬
deutung sich hätte klar macheu können. Bei der großen Macht, die das ge¬
druckte Wort gerade bei demjeuigen Volke ausübt, dessen Philosophische An-
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schauung sich eines Weltruhmes erfreut, bei der großen Wirkung, welche die
Phrase in den Bezirksvereinenwie im Parlament auf die mehr und minder ge¬
bildete Hörerschafthervorruft, glaubt man in Deutschland,daß constitutionelles
und parlamentarischesRegime einander vollständig decken. Diese Unwissenheit
ist um so weniger zu verwundern, als auf keinem Gebiete ein solcher Dilettan¬
tismus sich breit machen darf, wie auf dem politischen. Während der Kauf¬
mann und der Industrielle die Einmischung des Zeitungsschreibers in seine
technischen Gebiete mit Recht unwillig anhört, werden die Worte von Leuten,
die kaum eine Ghmuasicilbildung durchgemacht haben, über die schwierigsten und
heikelsten Fragen des innern Staatsrcchts in der Presse als Orakel betrachtet.
Der bernfsmäßigc Parlamentarier würde natürlich seine eigne Existenz unter¬
graben, wollte er das Volk auf diese Irrthümer aufmerksam machen, der nicht
berufsmäßige aber ist zum Schweigen verurtheilt, sei es weil sich kein Organ
der liberalen Presse findet, welches ihm seine Spalten öffnet, sei es weil er die
Bekämpfung widerlichsterArt befürchte» muß, wenn er in der conservativen
Presse seine Meinung äußert — abgesehen davvn, daß auch diese ihm nach
andern Seiten ihrer Haltnng, wie sie leider oft der Tageskampf rechtfertigen
mag, nicht immer sympathisch erscheint. Wer sich dennoch mit seiner Meiunng
herauswagt, kommt ungestraft nicht weg.

Dies hat auch der frühere italienische Minister Minghetti erfahren, ein
Mann, dessen große Verdienste als Gehilfe Cavonrs um die Einheit Italiens
und als späterer Minister um die administrative und finanzielle Regelung des
neuen Königreichs, wenn auch nicht die Dankbarkeit seiner Zeitgenossenihm
sichern — diese Tugend scheint aus dem politischen Codex nicht bloß in Italien
verbannt zu sein —, so doch wenigstens ihn vor Undankbarkeit und hämischen
Augriffen schützen sollten. Am 8. Januar 1880 machte er iu öffentlicher Rede
auf die Schäden der parlamentarischenHerrschaft in Italien, ans den verderb¬
lichen Einfluß der politischen Parteien in Justiz und Verwaltung aufmerksam,
uud obwohl der gegnerische Minister dc Snuetis dieselben Uebel, wenngleich in
mehr gelinder Weise, angedeutet hatte, so erhob sich doch gegen Minghetti nicht
bloß ein Sturm iu der Presse sondern auch im Parlament, in welchem es fast
zu skandalösen Auftritten kam.

Den letztern verdanken wir eine gründliche Untersuchungüber die politischen
Parteien und deren illegitimen Einflüsse ans Gerichte und Verwaltung*) ^ eine
Untersuchung, zu der Minghetti nicht bloß durch seine staatsmännischeThätig¬
keit, sondern auch dnrch seine persönlichen Studien im Auslande besonders be¬
fähigt ist. Im gegenwärtigen Zeitpunkt gewinnt aber die Schrift Minghettis
eine um so größere Bedeutung, als sie mit der Rede des Reichskanzlers vom

*) Auroo AlloKlwM, I xartiti poWvi o I» loro mgorolliü» nolln ßi>M/.i» o uoll' am-
wittistnu'.innn. MxoU, 1881. 338 S.
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L9, November .1881 zusammentrifft. Beide Staatsmänner stellen zum ersten¬
male mit Präcision die constitutionelle Regierung, wie sie in Deutschland und
Oesterreich verfassuugömäßig geregelt ist, der parlamentarischen Herrschaft in
England, Frankreich, Italien, Spanien, Griechenland und in den Vereinigten
Staaten gegenüber. Wie der Reichskanzler unvorbereitet aber aus der reichen
Fülle seiner Erfahrungen mit dem Blicke nicht bloß des Historikers, sondern
desjenigen, der selbst Geschichte gemacht hat, die Schattenseiten der parlamenta¬
rischen Alleinherrschaft knrz bezeichnete, aber mit scharfen und eindrucksvollen
Strichen, so zeigt auch der italienischeStaatsmann, wie wenig dieses Regime
den gemachten Hoffnungen entsprochen hat.

Die Gegensätze beider Systeme bestehen in Folgendem. Nach dem deutschen sind
die verschiedenen gesetzgebende!!Gewalten einander völlig gleichberechtigt, Kaiser,
Bundesrath nnd Reichstag im Reich, .Krone und Kammern in den Einzelstaaten
haben iu der Legislative die gleiche Stellung, durch welche sie versuchen müssen,
sachlich miteinander zusammenzukommen.Die Krone steht nicht in der Gefolg¬
schaft einer Partei, sondern wirft durch ihre verantwortlichenMinister ihr volles
Schwergewicht in die Wage. Nach dem zweiten Systeme regiert die jedesmalige
Mehrheit des Unterhauses durch einen Ausschuß, welcher das zeitweilige Mi¬
nisterium bildet. Aufgabe der Krone ist es, die Beschlüsse dieser Mehrheit un¬
bedingt auszuführen, weuu das ihr allein zu Gebote stehende Mittel einer Kammer-
anflösung dieselbe Mehrheit wieder in das Parlament zurückführt.

Ans den ersten Anblick sollte man glauben, daß das letztere System dem
ersteren gegenüber die größeren Vorzüge besitze, weil es am besten die Strömung
des Volkes in der öffentliche,? Meinung wiedcrspiegle,aber freilich springe» so¬
fort auch zwei Angriffspunkte in die Augen: der eine, daß nuter einer solchen
Herrschaft das Königthum von völlig untergeordneter Bedeutung und höchsteus
bestimmt ist, zur Bequemlichkeit der Parteien denselben die Wahl eines Staats¬
oberhauptes mit den im Gefolge desselben befindlichen Intriguen zu ersparen.
Der andere: daß ein plötzlicher Umschwnngin der öffentlichenMeinnng die
Gefahr mit sich führt, die Staatsmaschine aus einem Extrem plötzlich ins andre
zu stürzen und daß, wer eine parlamentarischeRegierung für ein constitutionelles
Axiom hält, dasselbe auch zur Geltung bringen muß, wenn die socialdemokra¬
tische Partei eine Parlamentsmehrheit besitzt nnd diese zur Zerstörung eben
desjenigen Staates beuutzt, zu dessen Regierung sie berufen wird.

Von diesen beiden Nachtheilen, die von der schwerwiegendsten Bedeutung
sind, soll vorläufig abgesehen werden. Untersuchen wir vielmehr au der
Hand der Rede des Reichskanzlers und der Schilderungen von Minghetti,
welche sonstigen Folgen für das Staatsleben ans der reinen Parlaments-
regierung entsprießen können und auch bereits in einzelnen Ländern entspros¬
sen sind.

Schon Lord Brongham, dessen liberale- Anschauungsweiseauch von den
Greuzlwteu VI. 1881. <i:i
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Liberalen unsrer Tage nicht wird in Abrede gestellt werden können, hat sich den
Mißständen des parlamentarischen Absolutismus nicht verschließen können. Mit
der einen Partei, welche das Staatsruder ergreift, werden alle Gegner trvtz
ihrer anerkannten Fähigkeiten ohne weiteres von jeder Mitwirkung auf die Re¬
gierung ausgeschlossen, und es kaun conscquenterweise dahin kommen, daß sich
der Staat mit Mittelmäßigkeitenbegnügen und auf die werthvollsten Dienste
von Capacitäten verzichtenmuß. Dabei ist es gerade, wie ein Beispiel Eng¬
lands lehrt, nicht immer eine Verschiedenheit der politischen Meinungen, welche
die Parteien trennt. Wie oft haben die Whigs die Aufhebung der Habeas-
Cvrpusaete selbst durchgeführt,während sie dieselbe Maßregel unter dem Torh-
ministerium bekämpft haben. So haben auch die Tvries die Katholikeneman-
eipativn vollendet, die sie gegenüber den Whigministern abgelehnt hatten. In
England ist es lediglich das eigene Interesse, die Beförderung des Einflusses,
die Erlangung von Macht und Vermögen, welche jede Partei für sich zu er¬
reichet? sucht. Es ist die Herrschaft zweier bevorzugter Klassen, die ehemals aus
dem von Macaülciy so schön geschilderten Unterschied von conservativund liberal
hervorgingen, jetzt längst aber ihre historische Bedeutung verloren haben nnd
die Herrschaft des Staates als ein ihnen abwechselnd zustehendesPrivilegium
betrachten. Diese Klassen haben sich, wie der Kanzler scharfsinnig hervorhob,
die Krone mit unrechter Gewalt dienstbar gemacht; sie sind nicht als Vertreter
des Volkes zu betrachten, weil dessen Betheiligung an den Wahlen eine viel
geringere ist, als sie je selbst nach dem Klassenwahlsystem des Continents es
sein kann. Nichtsdestoweniger hat die Krone in den verschiedensten Zeiten und
nicht selten mit illegitimen Mitteln den Einfluß zu gewinnen gesucht, den ihr
legitim die eifersüchtige Privilegieuherrschaft zu entziehen suchte. Es ist nicht
unbekannt, wie in den Zeiten der George die Parlamentsmitglieder durch Ehren¬
stellen und Pensionen willfährig gemacht wnrden, wie Robert Walpole kein
Geheimniß von dem Bestechungstarifmachte, nach welchem er die Parlaments¬
mitglieder zu schätzen wußte. Und dabei sind in England die großen Nach¬
theile der Parteiherrschaft noch dadurch zurückgedrängt worden, daß das
Selfgovernment die Verwaltung in Provinzen nnd Gemeinden übernommen
nnd dadurch der Patronage des jedesmaligen Ministeriums entzogen hatte.
Gänzlich aufgewogen können aber diese Nachtheile nicht werden. So — um
nur einige Beispiele anzuführen — jener plötzliche Wechsel in der äußeren
Politik, wie er sich noch nach dem Sturze Diöraelis bei dem Eintritt des
Ministeriums Gladstone gezeigt, so der entsetzliche Zustand der Agrargesetzgebung,
welcher das Landeigenthum in England in den Händen einiger hundert Pri-
vilegirten concentrirt und in Irland zu der bekannten Vergewaltigung und zu
Greueln und Blutthaten führt, so der Wechsel in etwa achtzig hohen Stellungen,
die mit jedem Ministerium ihr Amt verlassen nnd infolge davon eine Unfähig¬
keit in der Gesetzgebung hervorrufen, die freilich ans dem Continent nur der-
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jenige kennt, der sich mit den englischen Zuständen näher beschäftigt oder das
Unglück hat, in England einen Proceß zu haben.

Zu den von Lord Brougham geschilderten chronischen Krankheiten treten
aber noch acute Erscheinungen mancher Art. Die Partciherrschaft erzeugt den
Parteigeist und das FaetionSwescu. Wie das letztere oft zum Umsturz von
Thron und Staat geführt hat, soll hisr nur erwähnt werden. Der Parteigeist
aber scheut sich nicht, Mittel aller Art in Bewegung zu setzcu, nm seine An¬
hänger in das Parlament zu wählen uud so die öffentliche Meinung zu fälschen.
Ju Frankreich hat die jedesmalige am Ruder befindliche Regierung es nur in
den seltensten Fällen nicht verstanden, sich ein ihr gefügiges Parlament zu
schaffen, uud die Revolutionen sind in der Regel zn einer Zeit ansgebrochen,
in welcher sich das Ministerium des besten Einverständnisses mit der Volks¬
vertretung erfreute. Die Centralisation der Verwaltuug, wie sie von Napoleon I.
geschaffen worden war, ermöglichte mich den verschiedensten aufeinander folgenden
Parteien, sich des ganzen Apparates zn ihrem Zwecke dienstbar zu machen, und
so hat auch keiue der Republiken daran gedacht, hier Wandel zn schaffen. Die
Folgen der parlamentarische!,Herrschaft liegen in Frankreich zu klar zu Tage,
sind so sehr von den Zeitgenossen miterlebt worden, als daß es einer genauen
Darlegung der Verhältnisse bedürfte. Auch der Kanzler hat sie in seiner Rede
nur angedentet. Interessant ist hier nur die eine Erscheinung, wie sich bei dem
Mangel einer ständigen und widerstandsfähigenHerrschergewaltunter der Herr¬
schaft der Liberalen dieselben sich immer mehr nach links verschieben, wie dem
Ministerinn! Dnfvure das von Waddington, auf diesen Freyeinet, dann Ferry
folgte, bis es endlich an Herrn Gambetta gelangt ist, dem gegenüber sich be¬
reits Clcmenecau und die Comniuuarden zur Nachfolge rüsten.

Die Parteiherrschaft aber kann sich nur dadurch erhalten, daß sie die An¬
hänger zu locken und durch Vortheile zu erhalten versteht. Die Folgen des
Parteiregiments sind nach dieser Richtung in einer unerschöpflichen Fülle in den
Vereiuigteu Staaten von Amerika sichtbar, wo der oberste Parteigrundsatz ist, daß
dem Sieger die Beute gehöre. Die Cvrruptiou, welche bereits Toqueville geschildert
hat, ist seitdem ins maßlose gestiegen. Zwischen Parteien und Wahlcandidaten be¬
finden sich jetzt die sog. politiem»«, d. h. Leute, welche mit Schaaren von An¬
hängern Stadt und Land durchziehe»,werben, täuschen und bedrohen, bis sich
der Wähler in ihre Arme wirft. Solcher Eifer muß nachträglich natürlich von
den Gewählten wieder belohnt werden, und so entstehen dann die besonderen
Vereinigungen (riuks) zur Ausbeutung des Wahlsieges, welche sich nur mit der
vÄinorrg. oder nmlm in Italien vergleichen lassen. Keine Partei ist hier makel¬
los; es darf mir an die Grantsche Bereicherungsverivaltnng erinnert werden.
Selbst der ehrenwertheAbraham Lincoln sah sich genöthigt, dem Drängen der
Partei nachzugebe» und Cameron, einen zweiten Verres, in dem Staatsdienste
anzustellen. Präsident Garfield mußte sein Widerstreben mit dem Tode be-
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siegeln. Der lZris-, der IÄmin,W^-rmlcleben nvch in aller Erinnerung. Bis
jetzt freilich hat der Staat nvch die Widerstandsfähigkeitbesessen, um diese
Raubverwaltung zu ertragen - eiue Widerstandsfähigkeit, die in den eigen¬
thümlichen Verhältnissendes Landes, in seinem Reichthum an Grund und Bvdeu,
in dem Zuströme» einer arbeitsamen Bevölkerung, in der von den europäischen
Händeln unberührten Lage ihren Grund hat. Die Quellen des Wvhlstandes
werden aber «icht ewig fließen, und je länger die Heilmittel aufgcschvbeuwerden,
um sv furchtbarer wird der Zusammensturzseiu. Ein Vorspiel haben schvn die
westlichen Eiscnbahnnnruhen und die Zerstörung von Eigenthum durch unzu¬
friedene Arbeiter geliefert.

Belgien und die Niederlande werden vvu Minghctti nur oberflächlich be¬
rührt. Auch hier zeigt sich seine Uebereinstimmung mit den Ideen des Kanzlers.
In so kleinen Ländern haben die Leidenschaften nicht den großen Spielraum,
um sich auszutoben, sie können nicht maßgebend sein für große Reiche, ebenso¬
wenig wie man z. B. die Verhältnisse von Schwarzburg-Nndolstadt oder Reuß
als ein Spiegelbild des deutschen Reiches betrachten kann.

Dagegen wendet selbstverständlich der Verfasser sein Hauptaugenmerkauf
Italien; wer feine eingehenden Schilderungen des Parteilebcns mit den kurzen
aber kräftigen Bemerkungen vergleicht, welche der Kanzler in seiner Rede
über Italien gemacht hat, der wird nicht ohne Staunen den Scharfsinn unseres
großen Staatsmannes betrachten können. In Italien freilich hat sich das Partei-
lcben zu einer Blüte mit allen ihren Auswüchsenum so leichter entwickeln
können, als hier die wichtigsten Garantien des Rechtsstaates fehlen. Wie in
Frankreichsiud die mit unsern Amtsrichtern vergleichbaren xrstori absetzbar,
neben der Rechtsprechung ist cS ihr Beruf, im Auftrage der jedesmaligen Re¬
gierung Stimmung in der Bevölkerung zu machen und für entsprechende Wahlen
zu sorgen. Die höheren Richter können nach Willkür versetzt werden, und auch
dies erscheint den fortgeschrittensten Politikern nicht genügend, vielmehr wird
anch hier wie in Frankreich an eine Purification des Richterstandes gedacht.
An einer Verwaltungsgerichtsbarkeitfehlt es gänzlich, in allen wichtigen Zweigen
entscheidet die Willkür des Parteiministerinms. Unter diesen Verhältnissen ist es
klar, »vorauf die Refvrmbestrebungeuder eigentlichen Vaterlandsfrenndc gerichtet
sein müssen. Daß aber auch eine Abhilfe der geschilderten Mißstände nicht
ausreichen würde, das beweisen noch die weiteren Fehler, welche mit dem Partei¬
regime in Italien verbundeu sind. Die Jnteresscnpvlitikhat zu einer Zersplitte¬
rung der Parteien (onisZuols) geführt; denn da ein Parteircgiment nicht im¬
stande ist, alle Anhänger zu belohnen, so entstehe» nicht selten aus den bisherigen
Freunden Feinde, die sich zusammenthun, nm ihrerseits an das Ruder zu ge¬
langen und die Früchte des Sieges zu genießen. Das jeweilige Ministerium
mnß daher alles aufbieten, um sich zu erhalten und überall den Freunden
Genüge zu thun bestrebt sein. Es ist daher vollständig von den Deputirteu
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abhängig, und diese letzteren verstehen es, ihre Stellung zu benutzen. Sie scheuen
sich nicht, im Parlament ihre eigneu Interessen zu fördern. Miughetti macht
auf deu Uebelstandbesonders aufmerksam, der durch ein Ueberwucheru des Ad-
vocateustaudes im Parlament für das öffentliche Leben cinreißt. Ist es doch
vorgekommen,daß Advveateu, welche einen Proceß in erster Instanz verloren
hatten, im Parlamente eine Interpellation und eine Besprechung des streitigen
Gesetzes veranlaßten, um auf die in der höher» Instanz schwebende Entscheidnng
einzuwirken. Auch wird über den übermächtigen Einfluß eines parlamentarischen
Advoeaten auf Richter und Geschwornebesonders Klage erhoben. Unter diesen
Verhältnissen ist es selbstverständlich, daß die Abgeordneten auf die Ernennung
der Beamten und ans die ganze Staatsverwaltung einen Einfluß üben, der das
allgemeine Interesse den Sonderintercssen der Wahleollcgienund einzelner Wähler
unterordnet, der den Ministern und hohen Beamten jedes freie Handeln un¬
möglich macht, der die Beamtendisciplin und die öffentliche Moral erschüttert
und neben dein angeblich verantwortlichen Ministerium ein unsichtbares un¬
verantwortliches, aber übermächtiges zweites Regiment etablirt. Der allgemeine
Rückgang des Staates ist eine natürliche Folge. Bei dem ewigen Wechsel der
Minister ist die strenge Durchführung einer auswärtigen Politik unmöglich.
Jeder auswärtige Staat muß Bedenken tragen, mit einem Ministerium zu ver¬
handeln, das von jeder Parlamcntslaunc zu Falle gebracht werden und da¬
mit eine ganz entgegengesetzte Richtung in der auswärtigen Politik hervor¬
rufen kann. Die Jsolirtheit Italiens in dem europäischenConeert »nd der
Verlust seiner Stellung im Orient und insbesondere in Tunis sind nur allzu-
dcutliche Belege. Ju gleicher Weise ist im Innern an grundlegende Reformen
nicht zu denken. Bis jetzt war Italien nicht imstande, auch nur ein einheitliches
Strafgesetz nnd einen Hnndclscodex zuwege zu bringe». Die Finanzen sind
n»geregelt, Handel nnd Industrie ermangeln einer gleichmäßigenUnterstützung,
die Schulen sind ungenügend, nnd die Verwaltung entbehrt jeder Strammheit
des Dienstes.

Wer das Bild, welches der italienischeStaatsmann zeichnet, sorgsam be¬
trachtet, der wird freilich nicht mit der Nationalzeitnng es als Weisheit preisen,
daß nunmehr auch der Linken Gelegenheit gegeben wird, sich ebenso gründlich
abzuwirtschaften, als es die Rechte gethan hat. Bei dieser Verwirthschaftung
muß das Gemeinwesen zu Grunde gehen, und es kann nur als ein geringer
Vortheil betrachtet werden, wenn selbst republikanische Abgeordnete in den Dienst
der Krone getreten sind, um diese Mißwirthschaft fortzusetzen und Land nnd
Dynastie an den Abgrund zu bringen.

Miughetti ist viel zu sehr im parlamentarischenRegime aufgewachsen,nm
das radiealste Mittel zur Heilung in Vorschlag zu bringen. Aber was er ver¬
langt, kommt doch nahezu der Abschaffung der Parlamentshcrrschaft und einer
Umkehr zn dem deutscheu System gleich. Seine Reformen bestehen in fol-
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gcndem. Ein Ministerium unter einem mit besondrer Machtvollkommenheit seiner
College» gegenüber ansgcstattetenPräsidenten, welches nicht schon bei einem jeden
Unterliegen in einer Kammerabstiminungzu Falle gebracht werden kann nnd
dessen technische Mitglieder (Kriegs-, Handelsminister u, s, w.) nicht ohne wei¬
teres in diesen Fall verwickelt werden. Sodann neben einem politischen ein
administrativer Unterstaatssecrctcir, welcher von dem Abtreten des Ministers
unberührt bleibt, damit eine Einheit in der Verwaltung aufrecht erhalten werde.
Ferner gesetzliche Regelung der nothwendigen Staatsbedürfnisse, damit nicht die
vitalsten Interessen des Staates bei jeder Budgetabstimmungin Frage gestellt
werden können. Endlich eine größere Jneoinpatibilität gewisser Functionen mit
der Wahl eines Depntirtcn, ein Zurückdrängen des Advoeaten- und Bccnnten-
thnms. Es sollen dies aber nicht nur Reformen an dem Haupte sein, sondern
auch die Glieder bedürfen einer Besserung. Die Reformen, welche Minghetti
auf den Gebieten von Justiz und Verwaltung vorschlägt, können hier nicht näher
erörtert werden, obgleich sie manchen lehrreichen Vergleichspunkt mit den Zu¬
ständen im deutschen Reiche bieten würden.

Auf das 'deutsche System geht Minghetti nicht näher ein, wenn er auch
im einzelnen für die dentsch-prcnßischenVerwaltnngsreformen des Lobes genug
hat. Es ist das eiue Lücke seines Buches. Sie findet aber ihre unbewußte Er¬
gänzung in der Rede des Kanzlers und in der Stellung des preußischen König¬
thums, des deutschen Kaisers.

Minghetti verkeimt keineswegs die große Bedentnng der savvhischen Dynastie
fiir Italien; er führt mit Recht an, daß die zahlreichen Revolutionen, welche
Italien durchzogenhaben, eine Einheit nicht haben herbeiführen können, daß
diese letztere lediglich der Dynastie zu verdanken ist. Eine weitere Erwähnnng
des Königthums geschieht nicht. Der Verfasser muß also die Stellung desselben
für dnrchcms befriedigend halten, um au ihr den Parteien gegenüber keine Ver¬
änderung einzuführen. Hiernach würde nach wie vor dieses Königthum nur ein
Spielball der Parteieu bleiben, denn wie bisher soll ja der Hanptleiter des
Ministeriums aus der Parlamcntsmchrheit hervorgehen, also auch wider seinen
Willen dem Könige aufgedrängt werden. Im wesentlichen bleibt also die Par¬
lamentsherrschaftaufrecht erhalten. Die von Minghetti empfohlenen Reformen
ändern nicht das System? sie suchen nur die ?r«^/?«<?tL des Parlamentsregimes
in deu ParlamentsabsolntismuS möglichst zu verhindern. Die schreiendstenUn-
znträglichkeiten, „die heute mehr als die faule That des Dänenkönigsgen Himmel
stinken," werden beseitigt, aber die Grundwnrzel des Uebels bleibt bestehen. Alle
Garantien gegen die Ueberwuchernngwerden es zu einem vollen Rechtsstaate
nicht bringen können. Es ist unmöglich,daS staatliche Leben in so enge gesetz¬
liche Grenzen einzuschränken, daß jedes administrativeArbitrium ausgeschlossen
bleibt, trotz alles söltgovernment hat die Patrvnage ein weites Feld und auf
diesem können sich die Depntirtcn mit ihren Sonderinteressen nnd ihrer Kirch-
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thnrmspolitik nvch genügend tummeln, wcnil sie wissen, daß von ihrem Willen
der Bestand des Ministeriums abhängt.

Man sieht aus dieser ganzen Darstellung Minghettis, daß Italien das hi¬
storische Königthum fehlt. Der Verfasser ist Bolognese; seine Jngcnd, seine Er¬
innerungen haben mit der savoyischcn Dynastie nichts zu thuu. Dieselbe war
damals so viel oder so wenig beliebt, als es irgend eiue audre der viele»
Dyuastenfamilien war. Die Verdienste der savoyischcn Dynastie um Italien
— die hier gewiß nicht unterschätzt werden sollen — sind verlMtuißmnßig jnugen
Datums, und diese Verdieuste werden durch die parlamentarischeParteihcrrschaft
immer mehr in den Augeu der Natiou herabgewürdigt. Was schon vielfach auf¬
merksamen Reisenden in Italien begegnet ist, daß das Volk die Zustände vor
der Italic rm» für besser empfunden hat, Minghetti wagt es mit Freimnth
ausznsprechenund es ist gewiß ein Zeugniß von der schwerwicgeudsten Bedeu¬
tung, wenn er sagt, daß die Justizpflege früher eine im allgemeinen unparteiischere
gewesen sei als jetzt.

Es ist unnöthig hier auszuführen, ans wie ganz andern Grundlagen das
deutsche Königthum erwachsen ist, wie sich die Geschicke der hohenzollernschen
Dynastie untrennbar mit denen der Nation verknüpft haben. Das preußische
Königthum ist es gewesen, welches die verschiedenen von einander unabhängigen
Provinzen zu einem einheitlichen Staate umgebildet und die StaatSidee iu der
Bevölkerung wachgerufen uud gepflegt hat. Dieses Königthum hat die Feudal-
lasteu aufgehoben, die Bauern von der Erbnnterthänigkcit befreit, den Grundbesitz
von den beschwerenden Lasten und Abgaben freigemacht. Dieses Königthum
hat durch seine Gesetzgebung es verstanden, in einer so gemischten Bevölkerung
den evnfessionellen Frieden Jahrhunderte lang aufrecht zu erhalten und wird es
auch verstehen, den durch äußere Gewalten gestörten Frieden wieder zn gewähren.
Dieses Königthum hat einen mnstergiltigen und pflichttreuenBeamenstand auf¬
gezogen, indem sich zu einer Zeit, als anderswo die Monarchen in Sinneslust
n»d Ruhmgier versunken waren, der König selbst als den ersten Diener des
Staates erklärte. Ein solches Königthum, dessen große Bedeutung im Frieden
und im Krieg hier nur angedeutet ist, kann nicht zu Gunsten einer wechselnden
Parlamentsmehrheit abdanken, ohne sich selbst uud ohue den Staat anfzngcben.
Es wird zu seinen alten Ruhmeskränzen auch noch den hinzufügen, das Volk
von dem socialen Druck eines übermächtigenCapitals zu befreien.

Der Abgeordnete Richter hat im Reichstag unbewußt und unabsichtlich die
Stellung des Parlaments im deutscheu Reiche bezeichnet, daß er es dem Mi¬
nisterium gegenüber als deu zweiten Rath der Krone hinstellte. Er und seine
Partei mag aber auch die Consequeuzen ziehen. Nur ein Rath soll das Parla¬
ment sein, und damit ist seiner Stellung nichts vergeben, aber mich der Krone
nicht zu nahe getreten. Wenn letztere ohne das Parlament nichts in der Ge¬
setzgebung vermag, so darf cmch dieses nicht die Krone in seinen Dienst zwingen.
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Auf diesem Gebiete stehen Volksvertretung und Negiernng gleich; sie müssen
sich beide verständigen, und bei gutem Willen wird es an eiuer solchen Verstän¬
digung nicht fehle». Die Krvne wird dann den festen Stützpunkt bilden, der
anch die Macht hat und haben muß — wie wir es erlebt haben —, eine Zeit
lang einer Parlanicntsmehrhcit widerstehen zu können, um dann nm so kräftiger
die Unterstützung desselben zu finden. Auf diesen deutschen Staat in seiner ge¬
schichtlichen Entstehung sind die parlamentarischen Schablonen andrer Länder
unanwendbar. Das sollte man endlich einsehen. So wie Deutschland sich uach
außen hin unabhängig zu stellen gewußt hat, so muß es auch nach innen seine
eignen Wege gehen.

Zwei Moliöre - Biographien.
2.

rst mit den ?r6czikri86Z riclioulös, dem ersten Stück, das Moliore
in Paris schrieb nnd ein Jahr nach seiner Rückkehr dorthin im
Alter von 37 Jahren zur Aufführung brachte, verläßt er die
ausgetretenenGeleise der italienischen Modekomödie und lenkt mit
dem Charaktcrlustspiclin eine neue Bahn ein. Er ist zugleich

der erste, der, was selbst Shakespeare in seinen Lustspielen nicht gethan hat, mit
bewußter Absicht seine eigne Zeit schildert. Von da an beginnt er in seinen
Stücken mit glühendem sittlichen Hasse einen unermüdlichen Kampf gegen die
Verkehrtheitenund Gemeinheitendes menschlichen Lebens.

Trotzdem hat man dem Dichter öfter den Vorwurf der Unmoralität ge¬
macht, insbesondrehat Rousseau diese Vvrwürfe erhoben, weil in Mvliöres Lust¬
spielen bisweilen die gewissenloseSchlauheit auf Kosten der beschränktenTugend
die Zuschauer amüsirt, Mahrcuholtz sucht Mvliöre verschiedentlich gegen Rousscaus
Kritik zu vertheidigen,da er die thatsächliche Richtigkeit der Rousseauschcn Ein¬
wendungen nicht ganz in Abrede stellen kann. Das richtige trifft wohl anch
hier Lotheißen, wenn er ausführt, daß frühere Zeiten in diesem Punkte über¬
haupt etwas naiver waren als wir, und beim lauten Gelächter über die tollen

*) Molivrc, Sein Loben und seine Werke von Ferdinand Lotheißcn. Frank¬
furt a. M., Litcrarische Anstalt lRütten >K Loening), 1880, VII u, 418 S, Mit dein Por¬
trät des Dichters in Kupfer gestochen. — Moliures Leben und Werke vom Standpunkt
der heutige» Forschung von R, Mahrenholtz, Heilbrvun, Verlag von Gebr, Henninger,
1881. VII u. 398 S,
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